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Gravierende Mängel

Bildungspolitik. Der neue INSM-Bildungsmonitor dokumentiert beunruhigen-
de Schwächen im deutschen Bildungswesen. Sowohl die Kompetenzen der Schüler 
als auch die Bildungschancen von sozial Benachteiligten sind in den vergangenen 
Jahren deutlich gesunken. 

Bildung ist ein hohes Gut. Für 
Deutschland, das gerade mitten in 
der Transformation steckt und einen 
massiven demografischen Wandel 
durchlebt, ist es noch einmal wichti-
ger, möglichst allen Kindern und 
Jugendlichen eine gute Bildung zu 
gewährleisten. 

Den aktuellen Zustand des 
Bildungssystems in Deutschland 
haben Forscher des Instituts der 
deutschen Wirtschaft nun bereits 
zum 23. Mal ermittelt und im 
INSM-Bildungsmonitor 2026 festge-
halten. Die Qualität im Bildungs- 
wesen ist dabei nicht überall in 
Deutschland gleich, zwischen den 
Bundesländern gibt es teils deutliche 
Unterschiede. Die höchste Punktzahl 
erreicht ein ostdeutsches Bundes-
land (Grafik):

Sachsen platziert sich im 
INSM-Bildungsmonitor 2026 klar 
an der Spitze, dahinter folgen 
Bayern und Hamburg.

Besonders schwach schneiden in 
der Gesamtbetrachtung Nordrhein- 
Westfalen, Sachsen-Anhalt und 
Bremen ab.

Der INSM-Bildungsmonitor bildet 
aber nicht nur das Verhältnis der 
Bildungsindikatoren unter den 
Bundesländern ab, sondern ermittelt 
die Entwicklung in 13 für die Bildung 
relevanten Handlungsfeldern 

INSM-Bildungsmonitor: Sachsen an der Spitze

Der Bildungsmonitor untersucht die Bildungssysteme der Bundesländer anhand 
von 98 Einzelindikatoren in 13 Handlungsfeldern. Das Land, welches im Jahr 2013 
bei einem Indikator den schlechtesten Wert erzielt hat, bekam 0 Punkte und das 
Land mit dem besten Ergebnis 100 Punkte. Seither werden die Punkte basierend 
auf diesen Ausgangswerten fortgeschrieben.

Durchschnittliche 
Punktzahl 2026

Quelle: Institut der deutschen Wirtscha�
© 2026 IW Medien / iwd

2. Bayern5. Saarland 4. Baden-
 Württemberg

12. Rheinland-Pfalz 1. Sachsen6. Thüringen7. Hessen

14. Nordrhein-
 Westfalen

16. Bremen

3. Hamburg 8. Mecklenburg-
     Vorpommern

9. Schleswig-
Holstein

62,9

57,851,5 52,3

39,4 49,445,4

36,8 10. Nieder-
 sachsen

42,1

11. Berlin

41,9

15. Sachsen-
 Anhalt

36,7

13. Branden-
 burg

38,4

36,1

53,6 45,044,4



24. September 2026  / #20 / Seite 3BildungspolitikBildungspolitik

bundesweit. Die Ergebnisse sind 
beunruhigend, denn es gab in 
Deutschland in den vergangenen 
Jahren deutliche Verschlechterun-
gen in wichtigen Bereichen (Grafik):

Im Vergleich zu 2013 ist die 
Schulqualität in Deutschland um 
fast 49 Punkte gesunken.

Im Klartext bedeutet das: Die 
Kompetenzen der Schüler im Land 
haben sich in den Naturwissenschaf-
ten, Mathematik und im Textver-
ständnis sehr stark verschlechtert.

Ebenso ist die Bildungsarmut 
massiv gestiegen. Mehr Schüler als 
noch vor 13 Jahren erreichen 
gewisse Mindeststandards nicht oder 
verlassen die Schule ohne einen 
Abschluss. Ein weiterer bedenklicher 
Befund: Die sozio-ökonomische 
Herkunft spielt für die Bildungschan-
cen wieder eine größere Rolle als 
2013. Kinder aus sozio-ökonomisch 
schwächeren Familien schaffen 
seltener einen höheren Bildungs- 
abschluss als Kinder aus sozio-öko-
nomisch stärkeren Haushalten. 

Das Bildungssystem hat aber die 
Aufgabe, allen Kindern und Jugend- 
lichen die Chance zu bieten, ihr 
volles Potenzial auszuschöpfen und 
sie bestmöglich auf das Berufsleben 
vorzubereiten. Um diesem Ziel 
wieder näher zu kommen, empfiehlt 
das IW eine Reihe von Maßnahmen –
angefangen bei der frühkindlichen 
Bildung bis hin zum Übergang in 
Ausbildung oder Studium. Die 
wichtigsten Punkte im Überblick:

Frühkindliche Förderung. 
Vorschulische Bildung kann dazu 
beitragen, ungleiche Startbedingun-
gen von Kindern zu verringern und 
die Chancengerechtigkeit bereits vor 
dem Schuleintritt zu erhöhen. 
Maßnahmen, um die Qualität der 
Angebote in den Kitas zu verbessern, 
sind somit sehr sinnvoll. 

Gezielte Fördermaßnahmen. 
Gerade Kinder aus einkommens-
schwachen und/oder nicht deutsch-

sprachigen Familien benötigen 
häufig Unterstützung an Schulen. 
Experten für Mentoring, Schulsozial-
arbeit und Schulpsychologie können 
helfen. Zusätzliche Mittel sollten 
dabei wie beim Startchancenpro-
gramm nach Sozialindex gezielt 
bereitgestellt werden.

Ganztagsangebote. Sie bieten 
gerade sozial benachteiligten 
Kindern große Chancen. Der Ausbau 
des Angebots und eine personell 
gute Besetzung sind somit ein 
starker Hebel, um diese Gruppe zu 
erreichen und zu fördern.

Datenbasierte Entwicklung. Um 
die Qualität an Schulen gezielt zu 
verbessern, braucht es zunächst 
genaue Erkenntnisse über den 
Istzustand. Hilfreich ist es daher, 
Bildungsziele konkret und messbar 
zu formulieren und vermehrt schul- 
und schülerbezogene Daten zu 
erheben. Entscheidend ist allerdings, 
daraus konsequent wirksame 
Maßnahmen für den Schulalltag und 
die Förderung jedes Einzelnen 
abzuleiten. Andere Länder wie 
Kanada oder das Vereinigte König-
reich setzen die Erkenntnisse aus 
Datenanalysen gezielt ein, um den 
Unterricht zu verbessern.

Berufsorientierung. Feste 
Formate im Schulalltag zur Berufs- 
orientierung können jungen Men-
schen helfen, einen passenden Beruf 
zu ergreifen. Zwar binden bereits 
zwei Drittel der Schulen die Berufs- 
orientierung formell in den Unter-
richt ein. Andere Länder wie Däne-
mark und das Vereinigte Königreich 
sind aber schon deutlich weiter. 
Außerdem erfolgt die Berufsbera-
tung in Deutschland oft durch die 
Lehrkräfte. Spezielle Berufsberater 
sind jedoch oft die bessere Wahl.

Gutachten
Christina Anger, Julia Betz, Wido Geis-Thöne, 
Axel Plünnecke: INSM-Bildungsmonitor 2026

Schulqualität in 
Deutschland stark 
gesunken
Mit so viel Punkten bewertet der INSM-
Bildungsmonitor zentrale Handlungs-
felder in den Bildungssystemen der 
Bundesländer, Durchschnittswerte für 
das Jahr 2026

Quelle: Institut der deutschen Wirtscha�
© 2026 IW Medien / iwd

Punktevergabe: Dem Bildungsmonitor liegen insgesamt 
98 Einzelindikatoren zugrunde. Das Land, welches im 
Jahr 2013 bei einem Indikator den schlechtesten Wert 
erzielt hat, bekam 0 Punkte und das Land mit dem besten 
Ergebnis 100 Punkte. Seither werden die Punkte basierend 
auf diesen Ausgangswerten fortgeschrieben.

Schul-
qualität

–48,5

Bildungs-
armut

–41,8

Integration –25,1

Berufliche 
Bildung

–13,4

Betreuungs-
infrastruktur 19,2

Förderbe-
dingungen 19,7

Veränderung gegenüber 
2013 in Punkten

6,3

19,1

33,1

34,5

62,3

59,0
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Interview. Deutschland gibt 
im Bildungssektor derzeit kein 
gutes Bild ab. Woran das liegt, 
was besser laufen könnte und wie 
andere Länder die Ausbildung 
ihrer Jugend erfolgreich voran-
treiben, erklären die Autoren des 
INSM-Bildungsmonitors,  
Christina Anger und Axel 
Plünnecke.

„Wir dürfen keine  
Kinder verlieren!“

Im Bildungsmonitor 2026 steht 
Sachsen schon wieder an der 
Spitze. Warum?

Plünnecke: Sachsen hat seit 
Jahren die höchsten Werte bei Schul-
qualitätstests. Die Schüler schneiden 
gut ab in Mathematik, Naturwissen-
schaften und im Lesen. In Sachsen 
gibt es außerdem eine sehr gut 
ausgebaute Ganztagsinfrastruktur. 
Und das Land hat einen hohen 
MINT-Anteil und hohe Forschungs-
ausgaben an den Hochschulen.

Und woran hakt es bei den 
Sorgenkindern am Ende des 
Tableaus, speziell Bremen?

Anger: Bremen ist, was die 
Schulqualität und Bildungsarmut 
angeht, traditionell weit hinten. Zu 
viele Kinder erreichen dort die 
Mindeststandards nicht. Außerdem 

sind die Ausgaben für Bildung ver- 
gleichsweise gering. Aber Bremen 
investiert derzeit viel Geld gezielt in 
Schulen mit größeren Problemen. 
Bis sich da messbare Erfolge einstel-
len, dauert es natürlich einige Jahre. 

Plünnecke: Man muss auch 
beachten, dass Bremen, ähnlich wie 
das Ruhrgebiet, eine andere Sozial-
struktur hat als etwa Sachsen. Es gibt 
in der Hansestadt viele Kinder aus 
bildungsfernen Haushalten, die 
daheim kein Deutsch sprechen und 
deshalb noch mal eine stärkere 
Förderung benötigen. Dadurch ist es 
für Bremen schwerer, auf dasselbe 
Niveau zu kommen wie andere, 
sozial stärkere Bundesländer.

Die Kompetenzen der Schüler in 
Deutschland sind massiv gesun-
ken. Was sind die Ursachen?

Anger: Die Schülerschaft ist durch 
Zuwanderung heterogener gewor-
den und es ist gut, dass wir diese 
Kinder hier in Deutschland haben, 
schließlich lindern sie unseren 
demografischen Wandel. Der Migrati-
onshintergrund dieser Kinder ist 
auch nicht das Problem, sondern die 
in Teilen mangelnden Sprachkennt-
nisse. Da müssen wir insgesamt 
mehr tun, das haben auch viele 
Bundesländer erkannt. In Hamburg 
gibt es beispielsweise schon sehr 
lange eine gezielte Förderung, die 
genau dieses Thema adressiert. Dort 
werden Schulen mit größerem 
Bedarf speziell gefördert, nicht nur 
finanziell, sondern auch personell. 
Dadurch hat Hamburg Erfolge 
erzielen können und sich im Ranking 
nach vorn gearbeitet. 
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Inwieweit hat Ihrer Meinung 
nach die Coronapandemie Einfluss 
auf die negative Entwicklung 
gehabt?

Anger: Die Pandemie hatte 
Auswirkungen auf das Leistungsni-
veau, aber die Kompetenzen sind 
auch vorher schon rückläufig 
gewesen. Manche Kinder und 
Jugendliche sind in der Pandemie 
nicht so gut klargekommen wie 
andere. Und lernen ist ein kumulati-
ver Prozess. Wer einmal rausgekom-
men ist aus dem Lernen oder den 
Anschluss verloren hat, kommt 
womöglich nicht mehr wieder gut 
rein.

Auch die Smartphone-Nutzung 
ist häufig Thema in öffentlichen 
Diskussionen. Gibt es Erkenntnis-
se, wie sich Social Media und Co. 
auf Kinder und Jugendliche 
auswirken?

Anger: In der aktuellen PISA-Stu-
die lassen sich Zusammenhänge 
zwischen der Zeit am Smartphone 
und dem schulischen Abschneiden 
erkennen. Jugendliche, die sehr viele 
Stunden am Tag online sind, erzielen 
schlechtere schulische Ergebnisse. 
Die Zahlen sind teils erschreckend: 
Manche Jugendliche verbringen an 
einem normalen Wochentag mehr 
als sieben Stunden in der Freizeit am 
Handy. Ganz pragmatisch gedacht, 
bleibt da einfach keine Zeit mehr 
zum Lernen und für Hausaufgaben.

Ein Blick ins Ausland: Wo läuft 
es im Bildungssektor besser als in 
Deutschland und was kann man 
sich davon abschauen?

Plünnecke: Das Vereinigte 
Königreich hat in den vergangenen 
Jahren massiv auf das Training von 
Basiskompetenzen gesetzt und 
dadurch bessere Ergebnisse in 
internationalen Vergleichen erzielt. 
Sie messen dort sehr genau und 
leiten aus den Ergebnissen ab, wie 
sie Kinder und Jugendliche im Lesen 
und Rechnen unterstützen können. 

In Kanada wiederum sind sogar 
die Schulen verantwortlich für die 
Lernergebnisse der einzelnen Kinder. 
Jeder Lehrer weiß dort in seinen 
Fächern, ob Kind X oder Y Probleme 
beim Lernen hat, und dann wird 
gezielt gemeinsam an der Förderung 
der Fähigkeiten gearbeitet.

Anger: Andere Länder gehen 
auch anders mit den Lernstandser-
hebungen um als Deutschland. Dort 
schauen sich die Schulen an, wie sie 
im Vergleich zu anderen stehen, wo 
sich etwas verbessert hat oder wo 
nicht. Und vor allem stellen sie sich 
die Frage: Was folgt daraus und was 
müssen wir verändern?

In Deutschland schaut man sich 
dagegen die schwachen Ergebnisse 
an, es gibt eine Woche lang mediale 
Aufregung und dann passiert nichts 
mehr. 

KI verändert gerade die Welt 
und auch den Schulalltag. Welche 
Auswirkungen könnte das Ihrer 
Meinung nach auf das Lernen 
haben?

Plünnecke: Es gibt Chancen und 
Risiken. Ungesteuert und unbegleitet 
kann es dazu führen, dass Schüler 
alles „outsourcen“ und nichts mehr 
lernen. Ein Beispiel: Ich soll ein Buch 
lesen und die wichtigsten Charaktere 
darin beschreiben. Lasse ich das als 
Schüler von einer KI machen, 
erhalten ich zwar wahrscheinlich 
einen tollen Text, aber der Lerneffekt 
ist gleich null. 

Auf der anderen Seite kann KI das 
Lernen unterstützen. In Asien gibt es 
zum Beispiel Mathematikschulbü-
cher, die mit einer KI verbunden sind. 
Das System merkt, wo die Schüler 
Schwächen haben, und setzt ihnen 
die passenden nächsten Aufgaben 
vor, damit sie am Ende das Lernziel 
erreichen. Ich glaube, wenn wir KI in 
Deutschland im Bildungswesen 
richtig einsetzen, lassen sich Lern-
prozesse individualisieren und der 
Unterricht verbessern.

Anger: KI wird auch dazu führen, 
dass sich Prüfungsformate ändern. 
Nicht nur in der Schule, sondern 
auch an den Hochschulen. Um die 
tatsächlichen Fähigkeiten von 
Studenten zu bewerten, könnte es 
wieder mehr mündliche Prüfungen 
geben.

Im INSM-Bildungsmonitor sind 
Ansätze für Verbesserungen 
enthalten. Was davon lässt sich gut 
umsetzen? Und was wird das 
kosten? 

Plünnecke: Es würde sehr helfen, 
das Startchancen-Programm auszu-
weiten. Bisher werden darüber in 
etwa 10 Prozent der Schulen geför-
dert. Wir haben in Deutschland einen 
engen Zusammenhang zwischen 
Sozialstruktur der Schule und 
Risikogruppe. Das bedeutet, dass in 
den 10 Prozent der Schulen mit dem 
ungünstigsten Sozialindex 70 Pro- 
zent der Schüler Probleme mit dem 
Lesen haben. In den oberen 10 Pro- 
zent der Schulen existiert das 
Lese-Problem so gut wie nicht. 

Wenn wir das Startchancen-Pro-
gramm, nach einer positiven Evalua-
tion, auf die unteren 40 Prozent der 
Schulen ausweiten, können wir sehr 
viel bewegen. Das Programm kostet 
aktuell etwa 2 Milliarden Euro pro 
Jahr. Deutschland müsste also etwa 
6 Milliarden Euro zusätzlich in die 
Hand nehmen.

Es ist für Deutschland ein wichti-
ger Ansatz, solchen Schulen mehr 
Geld zu geben, die einen höheren 
Förderbedarf haben. In einigen 
Bundesländern geben wir mehr Geld 
pro Kind in Gymnasien als in anderen 
weiterführenden Schulen aus.

Abiturienten zahlen später auch 
mehr Steuern …

Plünnecke: Um es ganz deutlich 
zu sagen:  Wir dürfen keine Kinder 
verlieren! Und das tun wir derzeit 
eher in Schulen mit sozial schwieri-
gem Umfeld. Deshalb müssen wir da 
gezielt ran.
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Schatten-KI – hinter diesem düster klingenden Begriff 
steckt nichts weiter als die Tatsache, dass in vielen 
Unternehmen Mitarbeiter aus eigenem Antrieb heraus 
private Zugänge zu ChatGPT und Co. nutzen, weil die 
Firma die gewünschten Tools noch nicht offiziell einge-
führt hat. Das geschieht keineswegs selten (Grafik):

Im Frühjahr 2026 gaben gut 29 Prozent der KI-User 
unter den vom IW befragten Beschäftigten in Deutsch-

Beschäftigte preschen vor
Künstliche Intelligenz. Fast drei von zehn Beschäftigten, die KI im Job nut-
zen, verwenden dabei Tools, die ihr Arbeitgeber nicht bereitgestellt hat. Das ist 
risikobehaftet und ein deutliches Signal an die Unternehmen, beim Aufbau ihrer 
KI-Infrastruktur mehr Tempo zu machen.

land an, im Beruf KI-Tools zu nutzen, die nicht ihr 
Arbeitgeber zur Verfügung gestellt hat.

Das bedeutet nicht zwingend, dass die Arbeitnehmer 
die KI heimlich oder verbotenerweise einsetzen – aber 
eben jenseits der betrieblichen Kontrolle. Das birgt 
Risiken – für den Ablauf der Arbeitsprozesse, den Daten-
schutz und die Bewahrung von Geschäftsgeheimnissen.

Ein näherer Blick auf die Befragungsergebnisse zeigt: 
Der Anteil der Schatten-KI-Nutzer ist bei den unter 
30-Jährigen mit gut 38 Prozent fast doppelt so hoch wie 
bei den über 55-Jährigen (rund 21 Prozent). Zudem 
nutzen Führungskräfte und Akademiker Schatten-KI 
deutlich häufiger als Beschäftigte ohne Führungsverant-
wortung beziehungsweise beruflich Qualifizierte. Und:

In Betrieben mit weniger als 50 Beschäftigten 
nutzt ein Drittel der KI-Nutzer Tools, die nicht vom 
Unternehmen bereitgestellt wurden – in Firmen mit 
mindestens 250 Mitarbeitern beträgt der Anteil nur 
ein Viertel.

Das bedeutet nicht zwingend, dass kleine Unterneh-
men beim Thema KI weniger aktiv sind – zumal der 
IW-Beschäftigtenbefragung zufolge der Anteil der 
Schatten-KI-Nutzer gerade bei jenen Arbeitnehmern 
hoch ist, die ihrem Betrieb ein starkes Engagement beim 
Aufbau von KI-Kompetenzen bescheinigen.

Offenbar ist es so: In Unternehmen, die den KI-Einsatz 
generell fördern, schreiten die Mitarbeiter oft schneller 
zur Tat, als der Betrieb mit der Prüfung und Bereitstel-
lung passender, datenschutzkonformer Tools hinterher-
kommt.

Diese Bereitstellungslücke gilt es zu schließen, wobei 
die Politik vor allem kleinere Unternehmen unterstützen 
kann, indem sie diesen beispielsweise Muster-Richtlinien 
für die KI-Nutzung an die Hand gibt und über geprüfte 
Standardlösungen informiert.

Quelle: Institut der deutschen Wirtscha�
© 2026 IW Medien / iwd

Befragung von 2.793 Beschä�igten im März und April 
2026 im Rahmen der IW-Beschä�igtenbefragung 

Schatten-KI ist verbreitet

So viel Prozent der KI-Nutzer in Unter-
nehmen in Deutschland verwenden 
KI-Tools, die nicht der Arbeitgeber 
bereitgestellt hat

…  bis zu 49 Beschä�igten

…  50 bis 249 Beschä�igten

…  250 und mehr Beschä�igten

Unternehmen mit …

33,5

29,1

30,7

25,5

Insgesamt

IW-Kurzbericht 63/2026
Barbara Engels, Andrea Hammermann: Schatten-KI –  
Beschäftigte sind schneller als ihre Betriebe
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Die jüngst erfolgten oder versuch-
ten Anschläge auf Energieinfrastruk-
turen werfen die Frage auf, wie anfäl- 
lig die Bundesrepublik für gezielte 
Angriffe ist. Unter die sogenannten 
hybriden Bedrohungen fallen neben 
Sabotageakten auch Cyberangriffe, 
verdeckte politische Einflussnahme, 
Spionage und Desinformationskam-
pagnen. In den Unternehmen ist 
diese Gefahrenlage längst präsent, 
wie eine IW-Befragung zeigt (Grafik):

Fast 40 Prozent der Großunter-
nehmen in Deutschland sind nach 
eigenen Angaben stark oder sehr 
stark von hybriden Bedrohungen 
aus dem Ausland betroffen.

In Betrieben mit 50 bis 249 Be- 
schäftigten sind es 27 Prozent, ins- 
gesamt berichtet rund jedes fünfte 
Unternehmen, dass es starke Auswir-
kungen von gezielten Attacken spürt.

Besonders betroffen sind Unter-
nehmen an zentralen Versorgungs-
punkten. So sieht sich in der Infor-
mations- und Kommunikations- 
branche gut ein Drittel der Unterneh-
men hybriden Angriffen stark 
ausgesetzt, in der Energie- und 
Wasserversorgung rund ein Viertel.

Das unterstreicht einen Motiv-
wechsel. Früher ging es den Angrei-
fern meist um Geld – sie beschafften 
sich Technologien, spähten Ge-
schäftsgeheimnisse aus oder er-
pressten Unternehmen. Mittlerweile 
sind politische Motive verbreitet und 
die Angriffe haben das Ziel, die 
Versorgungssicherheit zu beeinträch-
tigen, politische Entscheidungspro-

Im Visier
Verteidigung. Unternehmen in Deutschland sehen sich zunehmend mit hybri-
den Angriffen konfrontiert. Es braucht nun eine wirksame Sicherheitsstrategie, 
bei der Bund, Länder und Betriebe zusammenarbeiten.

zesse zu beeinflussen oder das 
Vertrauen in die staatliche Hand-
lungsfähigkeit zu schwächen. 

Um sich vor den neuen Bedro-
hungen zu schützen, haben viele 
Betriebe bereits Gegenmaßnahmen 
ergriffen – vor allem im Bereich der 
IT-Sicherheit und der digitalen 
Infrastruktur (siehe iwd 4/2026). 
Allerdings hat die Mehrheit keine 
Notfallpläne für den Ausfall kritischer 
Infrastrukturen in der Schublade. Ein 
massives Problem besteht zudem 
darin, dass sich das Gros der Firmen 
nicht mit den Sicherheitsbehörden 
über mögliche Gefahren und Ab-
wehrstrategien austauscht. 

Das im März 2026 hierzulande in 
Kraft getretene KRITIS-Dachgesetz ist 
deshalb ein Schritt in die richtige 

Richtung, da es Unternehmen und 
Betreiber kritischer Infrastrukturen 
zu zusätzlichen Meldungen und 
Risikoanalysen verpflichtet. Umfang-
reiche und uneinheitliche Regelun-
gen erschweren aber die Umsetzung, 
zudem sind Abstimmungswege und 
Zuständigkeiten nicht klar geregelt. 
Außerdem darf der Bund die zusätz-
lich nötigen Schutzmaßnahmen 
nicht primär den Betrieben aufbür-
den, sondern muss selbst stärker für 
Abwehr und Aufklärung aufkommen 
und dafür eng mit Ländern und 
Unternehmen zusammenarbeiten.

Wirtschaft hybrid bedroht
So viel Prozent der Unternehmen in Deutschland sehen sich durch hybride 
Bedrohungen aus dem Ausland (sehr) stark betro�en

Quelle: Institut der deutschen Wirtscha�
© 2026 IW Medien / iwd

Hybride Bedrohungen: schädliche Aktivitäten, die mit böswilliger Absicht geplant und durchgeführt werden, 
zum Beispiel Cyberangri�e, verdeckte politische Einflussnahme, Desinformation oder militärische Aktionen
Befragung von 1.041 Unternehmen von Juni bis August 2026 im Rahmen des IW-Zukun�spanels

Darunter nach Unternehmensgröße: Darunter aus den Branchen:

Information und
Kommunikation

Wirtscha�snahe Dienste

Unternehmen 
mit 50 bis 249 
Beschä�igten

Unternehmen 
ab 250 
Beschä�igten

Energie- und Wasser-
versorgung, Entsorgung

Verarbeitendes 
Gewerbe

Großhandel, Verkehr 
und Logistik

33,1

23,1
27,0

39,0

19,5

17,4

15,7

Alle Unternehmen 19

IW-Kurzbericht 60/2026
Simon Gerards Iglesias, Dan Muncaster, Edgar 
Schmitz: Hybride Bedrohungen treffen deut-
sche Unternehmen
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Es gibt viele Möglichkeiten, wie Unternehmen ihre 
Mitarbeiter dabei unterstützen können, sowohl ihrem 
Job als auch ihren familiären und sozialen Verpflichtun-
gen bestmöglich nachzukommen. Neben flexiblen 
Arbeitszeiten und der Möglichkeit des Homeoffice zählen 
dazu beispielsweise Eltern-Kind-Zimmer im Betrieb, 
Auszeiten und Freistellungen, die über die gesetzlichen 

VEREINBARKEIT 
wird großgeschrieben

Familienfreundlichkeit. Die Unternehmen in Deutschland engagieren sich so stark 
wie noch nie für die Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Dass sie damit genau richtig 
liegen, zeigt auch ein Blick auf die jüngeren Beschäftigten: Denen sind flexible Arbeits- 
bedingungen zunehmend wichtiger – selbst dann, wenn sie noch gar keine Kinder haben.

Verpflichtungen bei kranken Kindern oder zu pflegenden 
nahen Angehörigen hinausgehen, oder eine betrieblich 
organisierte Ferienbetreuung für Mitarbeiterkinder. Auch 
freiwillige finanzielle Unterstützung ist eine Option für 
Unternehmen, um Beschäftigten bei der Kinderbetreu-
ung oder Pflege von Familienmitgliedern unter die Arme 
zu greifen.

Trotz des gegenwärtigen wirtschaftlichen Drucks 
engagieren sich die Betriebe in Deutschland stärker für 
Vereinbarkeitsthemen als je zuvor, zeigt der vom IW für 
das Bundesministerium für Bildung, Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend erstellte Unternehmensmonitor 
Familienfreundlichkeit 2026 (Grafik):

Für annähernd 88 Prozent der Unternehmen in 
Deutschland sind familienfreundliche Maßnahmen 
auch im wirtschaftlich schwierigen Jahr 2026 wichtig, 
das sind noch einmal etwas mehr Unternehmen als im 
Jahr 2023.

Selbst die Betriebe, die sich 2026 in einer ökonomisch 
schlechten Lage befinden, weisen eine Zustimmungsrate 
von rund 85 Prozent auf. Von denen, bei denen die 
Geschäfte gut laufen, sagen mehr als 90 Prozent, dass 
familienfreundliche Maßnahmen wichtig für sie sind.

Die Studie hat auch untersucht, wie viele Unterneh-
men ausgeprägt familienfreundlich sind. Kennzeichnend 
für diese Firmen ist unter anderem, dass Führungskräfte 
ihre Beschäftigten bestärken, die angebotenen Maßnah-
men auch in Anspruch zu nehmen. In ausgeprägt famili-
enfreundlichen Betrieben werden Mitarbeiter zu Verein-
barkeitsmaßnahmen befragt, informiert oder in die 
konkrete Ausgestaltung dieser eingebunden. 

Familienfreundlichkeit: 
Für neun von zehn Unternehmen wichtig
So viel Prozent der Unternehmen sag(t)en, dass  familien-
freundliche Maßnahmen für sie (eher) wichtig sind

Quelle: Institut der deutschen Wirtscha�  
© 2026 IW Medien / iwd

2026: Befragung von 1.005 Unternehmen mit mindestens fünf Beschä�igten 
zwischen Februar und Mai 2026 im Rahmen des IW-Personalpanels

2015

2018

2023 

2026

Davon:

Unternehmen mit guter Wirtscha�slage

Unternehmen mit schlechter Wirtscha�slage

77,4

83,3

85,5

87,6

90,1

85,2
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Als ausgeprägt familienfreundlich bezeichnen sich 
2026 fast 57 Prozent der Unternehmen, von den 
Beschäftigten sagen 46 Prozent, dass das auf ihren 
Arbeitgeber zutrifft.

Zum Vergleich: Im Jahr 2023 lag die Zustimmungsrate 
zu dieser engen Definition der Familienfreundlichkeit 
seitens der Unternehmen bei rund 51 Prozent, von den 
Mitarbeitern sahen das gut 38 Prozent so. Dass mittler-
weile sehr viel mehr Beschäftigte ihren Arbeitgeber als 
ausgeprägt familienfreundlich empfinden, liegt daran, 
dass es für viele Mitarbeiter inzwischen leichter ist, 
Vereinbarkeitsmaßnahmen zu nutzen – sei es, weil die 
Akzeptanz von Führungskräften und/oder Kollegen 
größer geworden ist oder weil zwingende Erreichbar-
keitsanforderungen im Beruf an Bedeutung verloren 
haben.

Gute Vereinbarkeitsangebote machen Arbeit, oftmals 
kosten sie auch viel Geld. Warum tun sich Unternehmen 
dies an – insbesondere in wirtschaftlich herausfordern-
den Zeiten? Ein zentrales Motiv ist die betriebliche 
Fachkräftesicherung (Grafik):

Neun von zehn Unternehmen sind Vereinbarkeits-
maßnahmen wichtig, um qualifizierte Beschäftigte zu 
halten. Acht von zehn Unternehmen sehen diese 
Maßnahmen als geeignet an, um neue qualifizierte 
Mitarbeiter zu gewinnen.

Ebenfalls rund 80 Prozent der Unternehmen setzen 
auf familienfreundliche Maßnahmen, um dezidiert 
Mitarbeiter zu unterstützen, die Angehörige pflegen. In 
der Vorgängererhebung sagten dies erst 65 Prozent der 
Betriebe. Entsprechend mehr konkrete Unterstützungs-
angebote bieten die Unternehmen an: So können 2026 in 
annähernd 45 Prozent der Betriebe pflegende Beschäf-
tigte Auszeiten nehmen, die über die gesetzlichen 
Verpflichtungen hinausgehen; 2023 war dies erst in 
38 Prozent der Unternehmen möglich.

Dass die Unternehmen mit ihrem familienfreund- 
lichen Kurs die richtige Strategie verfolgen, zeigt ein Blick 
auf die jüngeren Beschäftigten. Deren Ansprüche sind in 
den Augen der Personalverantwortlichen mehrheitlich 
gestiegen, werden lauter artikuliert und stärker durchge-
setzt als früher. So ist für jüngere Mitarbeiter orts- und 
zeitflexibles Arbeiten auch dann oft schon relevant, wenn 
sie noch gar keine Betreuungspflichten haben. 

Familienfreundlichkeit: 
Die Motive der Unternehmen
So viel Prozent der Unternehmen hielten bzw. halten familien-
freundliche Maßnahmen aus diesen Gründen für (eher) wichtig

2023 2026

Quelle: Institut der deutschen Wirtscha�  
© 2026 IW Medien / iwd

Befragung von 1.029 Unternehmen mit mindestens fünf Beschä�igten im Rahmen 
des IW-Personalpanels zwischen März und Mai 2023 sowie 1.005 Unternehmen mit 
mindestens fünf Beschä�igten zwischen Februar und Mai 2026

Als Signal für alle Beschä�igten, dass ihrem Unternehmen 
Mitarbeiterbedürfnisse wichtig sind

Um qualifizierte Beschä�igte in ihrem Unternehmen zu halten

Damit ihre Beschä�igten mit familiären Verpflichtungen 
ihre vertragliche Arbeitszeit aufrechterhalten bzw. aufstocken 
können 

Um Väter ebenso wie Mütter zu unterstützen

Um qualifizierte Beschä�igte für ihr Unternehmen zu gewinnen

Um ihre Beschä�igten, die Angehörige pflegen, zu unterstützen

Um die Rückkehr von Beschä�igten nach der Eltern- oder 
Pflegezeit in ihr Unternehmen zu erleichtern

Um die Chancen von Frauen und Männern beim beruflichen 
Aufstieg in ihrem Unternehmen zu unterstützen

87,5

88,0

84,0

76,5

83,3

64,8

73,0

65,5

90,6

90,3

88,3

83,5

81,3

79,5

76,8

71,7

Gutachten
Andrea Hammermann, Thomas Schleiermacher, Edgar 
Schmitz, Oliver Stettes: Unternehmensmonitor Familienfreund-
lichkeit 2026 – Vereinbarkeit als langfristige Strategie auch in 
wirtschaftlich unsicheren Zeiten
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Mit den eigenen Produkten jeden Bundesbürger an 
jedem Tag zu erreichen – das können wohl nur wenige 
Branchen von sich behaupten. Die Ernährungsindustrie 
gehört dazu. Um Millionen Menschen mit Lebensmitteln 
zu versorgen, braucht es entsprechende Kapazitäten. 

Zu Tisch
Ernährungsindustrie. Die deutschen Erzeuger von Lebensmitteln versorgen 
nicht nur die Bundesbürger, ihre Produkte sind auch weltweit gefragt. Wie viele an-
dere Branchen hat die Ernährungsindustrie aber seit geraumer Zeit mit schwierigen 
Rahmenbedingungen am Standort Deutschland zu kämpfen. Neue EU-Verordnun-
gen machen die Lage nicht besser.

Kein Wunder also, dass die Branche der drittstärkste 
Industriezweig in Deutschland ist (Grafik):

Im Jahr 2025 erwirtschafteten die Betriebe der 
Ernährungsindustrie in Deutschland einen Umsatz 
von knapp 241 Milliarden Euro.

Und auch als Arbeitgeber ist die Branche bedeutend. 
In fast 6.100 Betrieben waren im vergangenen Jahr 
annähernd 674.000 Menschen beschäftigt. Dazu sorgt die 
Branche ständig für Nachschub an Fachkräften – fast 
22.500 junge Menschen durchlaufen in den unterschied- 
lichen Berufen derzeit ihre Berufsausbildung. 

Bezogen auf den Umsatz ist der Teilbereich „Fleisch 
und Fleischprodukte“ mit einem Anteil von 21,4 Prozent 
der größte, gefolgt von „Milch und Milchprodukte“ mit 
18,4 Prozent.

Die Branche versorgt aber nicht nur die einheimische 
Bevölkerung mit Essen und Getränken, die Güter sind 
weltweit gefragt (Grafik Seite 11):

Der Auslandsumsatz der deutschen Ernährungs- 
industrie betrug im Jahr 2025 gut 90 Milliarden Euro. 
Damit lag der Exportanteil bei 37,5 Prozent.

Die Exportquote ist in den vergangenen 20 Jahren 
deutlich gestiegen. Im Jahr 2005 lag sie gerade einmal 
bei rund 22 Prozent.

Drei Viertel des Auslandsumsatzes erzielen die 
deutschen Betriebe in anderen EU-Staaten. Von den 
weiter entfernten Kunden schätzen vor allem die Men-
schen in Asien deutsche Erzeugnisse, auf diese Region 
entfielen zuletzt knapp 7 Prozent des Umsatzes.

Beschä�igte

Umsatz in Milliarden Euro
Davon:

im 
Inland

im 
Ausland

Ernährungsindustrie in Zahlen
im Jahr 2025 in Deutschland

Quellen: Arbeitgebervereinigung Nahrung und Genuss, Bundesagentur für Arbeit, 
Bundesvereinigung der Deutschen Ernährungsindustrie, Statistisches Bundesamt
© 2026 IW Medien / iwd

Betriebe

90,2

150,6
240,8

6.095
673.919
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Wie so viele Wirtschaftszweige in Deutschland hat 
auch die Ernährungsindustrie seit einigen Jahren zu 
kämpfen: Seit 2020 steckt die Branche in der Rezession, 
2025 verzeichnete sie erstmals wieder zumindest eine 
Stagnation.

Großen (negativen) Einfluss auf die Lage haben die 
Bedingungen am Standort Deutschland. So belasten die 
Betriebe hohe Energiepreise, auch die immer umfangrei-
cheren bürokratischen Regelungen sind ein Hemmnis für 
Wachstum. Die hohen Arbeitskosten beeinträchtigen das 
Ergebnis der Nahrungsmittelproduzenten zusätzlich, 
denn dadurch haben sie im internationalen Wettbewerb 
einen Preisnachteil.

Und dann wären da noch die Unsicherheiten durch 
neue EU-Verordnungen:

Empowering Consumers Directive (EmpCo). Mit 
einer Richtlinie, die ab 27. September 2026 umgesetzt 
werden muss, schreibt die EU neue Regeln für Umwelt-
werbung und Nachhaltigkeitssiegel auf Produkten und 
Verpackungen vor. Dabei gibt es viele offene Detailfragen 
bezüglich Umweltclaims, Siegeln und der konkreten 
Ausgestaltung von Angaben – die Rechtsunsicherheit für 
die Unternehmen ist dadurch groß.

Komplex wird die Umsetzung der EU-Richtlinie 
insbesondere für lang haltbare Waren, die bereits vor 
geraumer Zeit produziert wurden und nicht umetikettiert 
werden können: 

Weil es – anders als von Branchenverbänden wie 
der Bundesvereinigung der Deutschen Ernährungs- 

industrie gefordert – keine ausreichenden Übergangs- 
und Abverkaufsfristen gibt, besteht nach derzeitigem 
Stand die Gefahr, dass große Mengen an bereits 
produzierten Lebensmitteln vernichtet werden 
müssen, da sie ab Ende September nicht mehr rechts-
konform sind. 

Packaging and Packaging Waste Regulation 
(PPWR). Diese EU-Verordnung zielt darauf ab, Verpa-
ckungsabfälle zu reduzieren und den Recyclinganteil zu 
erhöhen. Dafür gibt es verbindliche Vorgaben wie 
Rezyklatquoten, Design-for-Recycling-Kriterien und 
Kennzeichnungspflichten. Die Verordnung gilt schon seit 
Mitte August. Trotz der angestrebten EU-weiten Harmoni-
sierung für Unternehmen verursacht die Regulierung 
weiterhin zahlreiche nationale Registrierungen, unein-
heitliche Datenanforderungen und Doppelmeldungen. 
All das führt zu großer Rechtsunsicherheit in den Unter-
nehmen.

Beide Verordnungen sind zwar in ihrer politischen 
Grundidee durchaus nachvollziehbar. Praktikabel sind 
sie allerdings in ihrer jetzigen Form nicht. Wenn sie 
neben einer allgemeinen Verunsicherung in der Wirt-
schaft auch noch dazu führen können, dass einwandfreie 
Lebensmittel und Verpackungsmaterialien entsorgt 
werden müssen, sollte die Ausgestaltung dringend 
angepasst werden.

Ernährungsindustrie 
exportiert in alle Welt

EU

AsienNordamerika

Afrika

Exporte 
in Milliarden Euro

Übriges 
Europa

Ozeanien
Südamerika

So viel Prozent der Exporte der Betriebe 
der deutschen Ernährungsindustrie gingen
im Jahr 2025 in diese Weltregionen

Quellen: Bundesvereinigung der Deutschen Ernährungsindustrie, 
Statistisches Bundesamt
© 2026 IW Medien / iwd

90,2

1,6

75,5

0,6

3,1

11,8

6,9

0,6
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In den vergangenen Jahren jagte 
eine Krise die nächste. Angefangen 
mit der Coronapandemie über den 
russischen Angriffskrieg auf die 
Ukraine mit anschließender Energie-
krise bis hin zum Iran-Krieg und 
seinen Folgen. Für die deutsche 
Wirtschaft bedeuteten all diese Ereig-
nisse teils massive Einschnitte. Die 
Unternehmen im Land mussten ihre 
Flexibilität unter Beweis stellen und 
immer wieder neue Lösungen für 

Das Potenzial sinkt
Arbeitsmarkt. Nur noch wenig Beschäftigungswachstum, dafür eine deutlich größer 
werdende Fachkräftelücke – die aktuelle IW-Arbeitsmarktfortschreibung zeigt eine 
schwierige Gemengelage auf dem deutschen Arbeitsmarkt für die kommenden Jahre.

Lockdowns, Lieferprobleme oder 
Kostensteigerungen finden.

Der deutsche Arbeitsmarkt hat 
den diversen einschneidenden 
Ereignissen lange getrotzt, der 
Dauerkrisenmodus geht aber auch 
an ihm nicht spurlos vorbei. Für das 
laufende Jahr rechnet das IW mit 
einem leichten Anstieg der Arbeits- 
losenquote.

Wie sich die Lage in den kommen-
den Jahren entwickeln wird, ist für 

Wirtschafts- und Arbeitsmarktfor-
scher äußerst schwierig vorherzusa-
gen. Zu viele geopolitische Spannun-
gen und Unwägbarkeiten prägen die 
internationale Ordnung. Das IW 
blickt daher in anderer Weise nach 
vorn – mit einer Arbeitsmarktfort-
schreibung. Sie ist keine Prognose, 
sondern zeigt ausschließlich, wie 
sich die Situation auf dem deutschen 
Arbeitsmarkt entwickeln würde, 
wenn sich die Trends der vergange-

IW-Arbeitsmarktfortschreibung: Der Blick auf die Berufe
Veränderung der Zahl der Beschä�igten in den am stärksten wachsenden beziehungsweise schrumpfenden Berufshauptgruppen 
von 2024 bis 2029

Veränderung in Prozent

Quelle: Institut der deutschen Wirtscha�
© 2026 IW Medien / iwd

…

Erziehung, Soziales, Hauswirtsch., Theologie 14

–10–23.337Papier, Druck, technische Mediengestaltung

Lehre, ausbildend 9
Nichtmed. Gesundh.-berufe, Medizintechnik 7

Werbung, Marketing, Medien 12
Einkauf, Vertrieb, Handel 10
Verkehr, Logistik (außer Fahrzeugführung) 7

–12Metall

–9Kunststo�, Holz

–2Verkauf

–2

–129.419
–40.481
–35.575

–25.971Maschinen-, Fahrzeugtechnik

Recht, Verwaltung 13
Unternehmensführung, -organisation 5
Medizinische Gesundheitsberufe 9
Informatik, Kommunikationstechnik 27

292.567

64.369
61.824

77.341
105.277

140.403
153.801

221.402
238.352

285.937
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nen Jahre auch in Zukunft fortsetzen 
sollten.

Auf Basis der Daten aus dem 
Zeitraum 2018 bis 2024 geben die 
Forscher so einen Ausblick auf den 
Arbeitsmarkt im Jahr 2029 (Grafik):

Die Zahl der Beschäftigten in 
Deutschland steigt in diesem 
Szenario um 5 Prozent auf rund 
35 Millionen. In der Fortschreibung 
vor einem Jahr waren es noch gut 
220.000 Personen mehr.

Zum zweiten Mal in Folge ist 
damit die Beschäftigtenzahl nach 
unten korrigiert worden. Angesichts 
des Handelskonflikts der EU mit den 
USA im Jahr 2025 und dem Rückgang 
der Industriebeschäftigung könnte 
sich die Kurve im kommenden Jahr 
weiter nach unten neigen.

Die Arbeitsmarktfortschreibung 
ist sehr kleinteilig angelegt. Somit 
lassen sich auch Aussagen zu den 
verschiedenen Berufsgruppen 
treffen (Grafik Seite 12):

Den größten Beschäftigungszu-
wachs im Zeitraum von 2024 bis 
2029 mit fast 293.000 zusätzlichen 
Mitarbeitern gibt es in den Erzie-
hungs- und anderen sozialen sowie 
hauswirtschaftlichen Berufen.

Ähnlich viele weitere Beschäftigte 
werden im Bereich Informatik und 
Kommunikationstechnik gebraucht. 
Medizinische Gesundheitsberufe 
rangieren auf Platz drei.

Besonders düster fällt die Fort-
schreibung für die Metallberufe aus: 
Mit fast 130.000 Beschäftigten 
weniger ist der Rückgang mehr als 
dreimal so groß wie in der am 
zweitstärksten betroffenen Kunstoff- 
und Holzbranche. Generell fällt auf, 
dass vor allem in der Industrie viele 
Stellen wegfallen könnten und damit 
die Deindustrialisierung in Deutsch-
land voranschreitet.

Aber es muss nicht so kommen: 
Die Metall-Berufe könnten von den 
Rüstungsmilliarden profitieren, 
einige IT-Tätigkeiten von KI ersetzt 

werden und wegen niedriger Gebur-
tenzahlen könnten weniger Erzieher 
nötig sein.

Wenn man die Zahlen der aktuel-
len Arbeitsmarktfortschreibung mit 
der ersten Auflage von vor drei 
Jahren vergleicht, zeigt sich, welche 
Trends sich abgeschwächt haben: 
Die größten Rückgänge gab es in 
Berufen für Maschinen- und Fahr-
zeugtechnik, im Verkehr und in der 
Logistik ohne Fahrzeugführung 
sowie in der Forschung, Entwicklung 
und Produktionssteuerung.

Dies spiegelt die Schwäche des 
Verarbeitenden Gewerbes hierzulan-
de wider. Mit einer modernen 
Industriepolitik gilt es, die Wettbe-
werbsfähigkeit der deutschen 
Unternehmen zu fördern und sie vor 
Wettbewerbsverzerrungen – vor-
nehmlich aus China – zu schützen.

Eine zweite wichtige Erkenntnis:
Auch wenn die Beschäftigung in 

einigen Berufsgruppen absehbar 
sinkt, ändert das nichts am Fach-
kräftemangel. In manchen dieser 
Berufe steigt er sogar.

Im Ranking des Fachkräfteman-
gels am höchsten geklettert gegen-
über der ersten Fortschreibung sind 
Fachkräfte mit einer Ausbildung in 
Mechatronik sowie Maschinenbau- 
und Betriebstechnik. Auch andere 
Industrieberufe machten einen 
deutlichen Satz nach vorn. Das kann 
zum einen daran liegen, dass viele 
Beschäftigte mit einer Ausbildung in 
Rente gehen, während die neue 
Generation auf dem Arbeitsmarkt 
häufiger studiert hat. Ebenso kann es 
sein, dass sich die Anforderungen 
durch die Transformation so schnell 
ändern, dass es an passenden 
Kräften auf dem Arbeitsmarkt fehlt.

In beiden Fällen hilft eine intensi-
vierte Aus- und Weiterbildung, die 
durch mehr lebensbegleitende 
Berufsberatung und Förderung 
beruflicher Bildung unterstützt 
werden sollte.

IW-Arbeitsmarktfortschreibung: Weniger Beschäftigte 
Das IW hat anhand von Daten bis Ende 2024 die Entwicklung auf dem 
deutschen Arbeitsmarkt bis zum Jahr 2029 fortgeschrieben. Zur Einordnung 
dienen die Ergebnisse früherer Fortschreibungen

Beschä�igte in Deutschland

Quelle: Institut der deutschen Wirtscha�
© 2026 IW Medien / iwd
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IW-Kurzbericht 61/2026
Alexander Burstedde:  
IW-Arbeitsmarktfortschreibung 2029 –  
Beschäftigungspotenziale sinken
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Im Herbst 2022 haben das Euro- 
päische Parlament und der Rat der 
Europäischen Union die Richtlinie 
über angemessene Mindestlöhne 
beschlossen. Um zudem allgemein 
die Arbeitsbedingungen zu verbes-
sern, sollen der Richtlinie zufolge in 
jedem EU-Land Tarifverträge für 
mindestens 80 Prozent der Beschäf-
tigten gelten.

Fakt ist, dass Deutschland dieses 
Ziel bislang verfehlt (Grafik Seite 15):

Im Jahr 2024 galt für insgesamt 
48,5 Prozent der Beschäftigten 
hierzulande ein Branchen- oder 
Firmentarifvertrag.

Bezieht man jene Beschäftigten 
mit ein, deren Unternehmen sich an 
einem bestehenden Tarifvertrag 

Willkürliche Richtmarke
Tarifbindung. Zu den Zielen, die die EU mit ihrer Mindestlohnrichtlinie verfolgt, 
gehört auch, dass Tarifverträge für mindestens 80 Prozent der Beschäftigten gelten 
sollen. Doch dieser Wert ist willkürlich und die Argumentation, die der EU-Richtlinie 
zugrunde liegt, aus ökonomischer Sicht kritikwürdig.

orientiert, steigt der Anteil der 
Tarifgeltung immerhin auf mehr als 
75 Prozent.

Unverkennbar ist auch, dass die 
Tarifgeltung in Deutschland seit Mitte 
der 1990er-Jahre rückläufig ist – da- 
mals fielen noch annähernd 80 Pro- 
zent der Beschäftigten unmittelbar 
unter die Regelungen eines Bran-
chen- oder Firmentarifvertrags.

Ein Blick ins Ausland zeigt, dass 
eine Reihe anderer EU-Staaten auf 
deutlich höhere Tarifreichweiten 
kommt (Grafik):

In insgesamt zehn EU-Ländern 
gelten Tarifverträge für mehr als 
80 Prozent der Beschäftigten – in 
Belgien und Italien sind es sogar 
100 Prozent.

Allerdings unterscheiden sich die 
Rahmenbedingungen innerhalb der 
EU stark. Vor allem spielen Allge-
meinverbindlichkeitserklärungen in 
vielen jener Länder eine Rolle, in 
denen die Tarifgeltung besonders 
hoch ist. Dort werden also die 
Regelungen von Tarifverträgen 
oftmals auf nicht tarifgebundene 
Unternehmen übertragen.

Doch auch unabhängig davon ist 
die von der EU gewählte Zielmarke 
von 80 Prozent aus ökonomischer 
Sicht willkürlich und unbegründet. 
So war beispielsweise die Lohnun-
gleichheit in Deutschland um das 
Jahr 2010 herum deutlich größer als 
heute – und das trotz der damals 
noch höheren Tarifgeltung.

Tarifgeltung: Große Spanne in der EU

Beschä�igte: all jene, die grundsätzlich ein Recht auf Kollektivverhandlungen haben; Tarifgeltung: Datenstand 2023/24 oder das Jahr mit dem aktuell verfügbaren Wert
Quelle: OECD/AIAS ICTWSS Datenbank
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Hinzu kommt: Würde die Politik 
in Deutschland verstärkt Tarifverträ-
ge für allgemein verbindlich erklä-
ren, könnte dies zwar Mitarbeitern 
nicht tarifgebundener Unternehmen 
höhere Löhne bescheren. Allerdings 
dürften diese Betriebe aus gutem 
Grund – etwa aufgrund harter 
Preiskonkurrenz in ihrer Branche – 
bislang auf eine tarifliche Bezahlung 
verzichten. Müssten sie zwangsweise 
höhere Tariflöhne zahlen, könnte 
dies einen erheblichen Wettbewerbs-
nachteil bedeuten und Arbeitsplätze 
kosten.

Außerdem schwächen Allgemein-
verbindlichkeitserklärungen letztlich 
die Position der Gewerkschaften – 
schließlich bekommen auf diese 
Weise auch Beschäftigte ohne 
Gewerkschaftsausweis eine tarifliche 
Bezahlung gratis. Dabei zeigen 
Studien, dass die Mitgliedschaft in 
einer Gewerkschaft einen positiven 
Effekt haben kann, wenn Beschäftig-
te mittels ihrer Gewerkschaft ihre 
Unzufriedenheit mit bestimmten 
Arbeitsbedingungen zum Ausdruck 
bringen können, statt etwa innerlich 
zu kündigen oder tatsächlich den 
Job zu wechseln. Dies kann für 
Unternehmen den Kosteneffekt 
durch höhere Tariflöhne teilweise 
aufwiegen.

Insofern ist der anhaltende Mit- 
gliederschwund der Gewerkschaften 
ein Problem:

Im Jahr 1996 waren noch etwa 
11,4 Millionen Menschen in der 
Bundesrepublik Mitglied in einer 
Gewerkschaft. Bis 2024 sank die 
Zahl auf weniger als 7,3 Millionen.

Die Bundesregierung setzt im 
Rahmen des Nationalen Aktions-
plans – zu dem die EU alle Staaten 
verpflichtet hat, die die Tarifgeltung 
von 80 Prozent der Beschäftigten 
nicht erreichen – unter anderem auf 
zwei Maßnahmen, die die Gewerk-
schaften und damit die originäre 
Tarifbindung stärken sollen. So hat 

sie bereits die steuerliche Absetzbar-
keit des Gewerkschaftsbeitrags 
verbessert. Und im Koalitionsvertrag 
von CDU/CSU und SPD ist vereinbart, 
das Betretungsrecht der Gewerk-
schaften zu Betrieben um einen 
digitalen Zugang zu erweitern. Beide 
Maßnahmen sind vom Ansatz her 
richtig – ein nennenswerter Effekt 
auf die Tarifbindung ist aber nicht zu 
erwarten.
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Gutachten
Hagen Lesch, Lennart Eckle, Sandra Vogel:  
Europäische Mindestlohnrichtlinie und  
Stärkung der Tarifbindung, Gutachten im  
Auftrag von Gesamtmetall

Die Verbreitung von Tarifverträgen
So viel Prozent der Beschä�igten arbeiteten im Jahr 2024 in 
Betrieben, die in diesem Maße tarifgebunden waren

Quellen: 
Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, 
Institut der deutschen Wirtscha�
© 2026 IW Medien / iwd

Branchentarifvertrag
Firmen-/Haustarifvertrag

Weder Tarifvertrag noch
Orientierung daran

Orientierung an Tarifvertrag 40,5

8,0

27,0

24,5
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Wirtschafts- 
begriffe  
einfach erklärt

erreichte die von den Finanzverwal-
tungen in Deutschland festgesetzte 
Erbschaft- und Schenkungsteuer im 
Jahr 2025 einen Höchstwert. Ein Jahr 
zuvor belief sie sich auf lediglich 
13,3 Milliarden Euro. Der starke An-
stieg ist laut Statistischem Bundes-
amt vor allem darauf zurückzufüh-
ren, dass sich die festgesetzte Steuer 
bei großen Vermögensübertragun-
gen von mindestens 20 Millionen 
Euro mehr als verdoppelt hat.
Die steuerpflichtigen Vermögens-
übergänge summierten sich 2025 
in Deutschland auf 141,1 Milliarden 
Euro. Davon entfielen knapp 78 Mil- 
liarden Euro auf Erbschaften und 
Vermächtnisse sowie gut 63 Milliar-
den Euro auf Schenkungen.

Der Amerikaner Eugene Cernan war im Dezember 1972 der bislang letzte 
Mensch auf dem Mond. Anschließend konzentrierten sich die internationalen 
Aktivitäten im All auf die Platzierung von Satelliten, Rovermissionen und den 
Betrieb von Raumstationen. Nun erlebt die bemannte Raumfahrt aber eine 
Renaissance: Großmächte wie die USA und China wollen wieder zum Mond 
und dort Forschungsstationen errichten. Für ihre Aktionen im All geben die 
Staaten entsprechend eine Menge Geld aus – allen voran die USA, die im Jahr 
2024 fast 80 Milliarden Dollar in die Raumfahrt investierten. China nahm mit 
knapp 20 Milliarden Dollar am zweitmeisten Geld in die Hand, Deutschland 
landete mit gut 2,8 Milliarden Dollar auf Rang sechs. Weltweit lagen die 
Ausgaben in 67 Ländern über der Marke von 10 Millionen Dollar. Mittlerweile 
hat mehr als die Hälfte aller Staaten auf der Welt einen eigenen Satelliten im 
Orbit, die Zahl hat sich seit der Jahrtausendwende mehr als verdoppelt.

Auf unserem Instagram-Kanal posten 
wir regelmäßig spannende Inhalte 
aus der Welt der Wirtschaft – darun-
ter kurze Reels, in denen wir Wirt-
schaftsbegriffe anschaulich erklären. 
In unseren neuesten Videos geht es 
unter anderem um Fluktuation, Zölle 
und die Gewaltenteilung. Folgen Sie 
uns, um keinen unserer Beiträge zu 
verpassen!
instagram.com/iwd_de/

Top-Liste: Cost in Space

Neu auf Instagram:

Zahl der Woche

     Mit 21,4  
Milliarden Euro

Neu
Viel Geld fürs All
So viele Milliarden Dollar gaben diese Länder im Jahr 2024 für Raumfahrtaktivitäten aus

Quelle: Novaspace 
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Ausgaben der europäischen Länder umfassen auch die Beiträge für die Organisationen ESA, ESO und EUMETSAT
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